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§/Artikel/Anlage 

Art. 1 

Inkrafttretensdatum 

15.01.1999 

Text 

Artikel 1 

(1) Gesetzesentwürfe der Bundesministerien, Gesetzesvorschläge der Bundesregierung sowie 
beschlussreife Verordnungsentwürfe der Bundesregierung oder einzelner Bundesminister werden den 
Ämtern der Landesregierungen und der Verbindungsstelle der Bundesländer, dem Österreichischen 
Gemeindebund und dem Österreichischen Städtebund übermittelt. 

(2) Gesetzesentwürfe der Ämter der Landesregierungen, Gesetzesvorschläge einer Landesregierung 
sowie beschlussreife Verordnungsentwürfe einer Landesregierung, eines Mitgliedes einer 
Landesregierung oder des Landeshauptmannes in mittelbarer Bundesverwaltung werden dem Bund 
(Bundeskanzleramt), dem Österreichischen Gemeindebund und dem Österreichischen Städtebund 
übermittelt. 

(3) In die in den vorstehenden Absätzen bezeichneten Vorhaben ist eine Darstellung der finanziellen 
Auswirkungen aufzunehmen, die den von den Vertragspartnern einvernehmlich zu erarbeitenden und 
vom Bundesminister für Finanzen zu erlassenden Richtlinien gemäß § 14 Abs. 5 Bundeshaushaltsgesetz 
entspricht. 

(4) Die in den vorstehenden Absätzen bezeichneten Vorhaben sind zur Stellungnahme innerhalb 
einer angemessenen Frist zu übermitteln. 

Diese Frist darf, gerechnet ab Zustellung, nicht unterschreiten: 

 1. Bei Gesetzes- und Verordnungsentwürfen: vier Wochen; 

 2. bei Gesetzesvorschlägen der Bundesregierung oder einer Landesregierung: eine Woche. 


